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Brüssel, 9. April 2018 

MITTEILUNG 

 

DER AUSTRITT DES VEREINIGTEN KÖNIGREICHS UND DIE EU-VORSCHRIFTEN IN DEN 

BEREICHEN FISCHEREI UND AQUAKULTUR 

Am 29. März 2017 hat das Vereinigte Königreich gemäß Artikel 50 des Vertrags über die 

Europäische Union seine Absicht mitgeteilt, aus der Union auszutreten. Dies bedeutet, 

dass das gesamte Primär- und Sekundärrecht der Union ab dem 30. März 2019, um 

00:00 Uhr (MEZ) (im Folgenden das „Austrittsdatum“)
1
 nicht mehr für das Vereinigte 

Königreich gilt, es sei denn, ein ratifiziertes Austrittsabkommen sieht ein anderes Datum 

vor
2
. Das Vereinigte Königreich wird dann zu einem „Drittland“

3
. 

Die Vorbereitung auf den Austritt ist nicht nur eine Angelegenheit der EU und der 

nationalen Behörden, sondern auch der privaten Parteien.  

Angesichts der erheblichen Ungewissheit‚ insbesondere hinsichtlich des Inhalts eines 

möglichen Austrittsabkommens, sind Betreiber, die Fangtätigkeiten sowie Tätigkeiten im 

Zusammenhang mit jeglichen Stufen der Produktion, der Verarbeitung, der Vermarktung, 

der Verteilung und der Einzelhandelsketten von Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen 

ausüben, auf rechtliche Auswirkungen hinzuweisen, die zu berücksichtigen sind, wenn 

das Vereinigte Königreich zu einem Drittland wird. 

Vorbehaltlich etwaiger Übergangsbestimmungen, die in einem möglichen 

Austrittsabkommen enthalten sein können, gelten die Vorschriften der Gemeinsamen 

Fischereipolitik ab dem Austrittsdatum nicht mehr für das Vereinigte Königreich. Daraus 

ergeben sich insbesondere folgende Auswirkungen
4
: 

                                                 
1  Der Europäische Rat kann im Einvernehmen mit dem Vereinigten Königreich gemäß Artikel 50 

Absatz 3 des Vertrags über die Europäische Union einstimmig beschließen, dass die Verträge zu einem 

späteren Zeitpunkt keine Anwendung mehr finden. 

2  Derzeit werden Verhandlungen mit dem Vereinigten Königreich über ein Austrittsabkommen geführt. 

3  Ein Drittland ist ein Land, das nicht Mitglied der EU ist. 

4  Diese Bekanntmachung bezieht sich nicht auf Aspekte im Zusammenhang mit dem Seeverkehr, 

einschließlich der Sicherheit von Fischereifahrzeugen (siehe hierzu die Mitteilung „Der Austritt des 

Vereinigten Königreichs und die EU-Vorschriften auf dem Gebiet des Seeverkehrs“), der 

Qualifikation der Seeleute (siehe hierzu die Mitteilung „Der Austritt des Vereinigten Königreichs und 

die EU-Vorschriften über Mindestanforderungen für die Ausbildung von Seeleuten und die 

gegenseitige Anerkennung von Befähigungszeugnissen für Seeleute“) und Schiffsausrüstung (siehe 

hierzu die Mitteilung „Der Austritt des Vereinigten Königreichs und die EU-Vorschriften im Bereich 

der Industrieprodukte“) (https://ec.europa.eu/info/brexit/brexit-preparedness_de).  

https://ec.europa.eu/info/brexit/brexit-preparedness_de
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1. KONTROLLE UND DURCHSETZUNG 

Im Einklang mit dem internationalen Seerecht müssen Fischereifahrzeuge, die in 

Gewässern unter der Hoheit oder der Gerichtsbarkeit eines Drittlands Fischfang betreiben 

wollen, von diesem Drittland eine Fanggenehmigung erhalten. Darüber hinaus 

unterliegen Fischereifahrzeuge, die Fangtätigkeiten in Drittlandgewässern ausüben, den 

geltenden Gesetzen und Vorschriften des betreffenden Küstenstaats und können somit 

Kontroll- und Durchsetzungsmaßnahmen der Behörden des betreffenden Küstenstaats 

unterzogen werden. Der Flaggenstaat ist verantwortlich für die sorgfältige Überwachung, 

auch durch Genehmigungsregelungen, der Tätigkeiten von Schiffen unter seiner Flagge 

in Drittlandgewässern, um sicherzustellen, dass diese Tätigkeiten die Nachhaltigkeit der 

Bestände in den Gewässern des Küstenstaats nicht untergraben und mit den geltenden 

Bestandserhaltungsmaßnahmen des Küstenstaats im Einklang stehen. 

Vor diesem Hintergrund fällt der Zugang von Fischereifahrzeugen der Union zu den 

Gewässern eines Drittlands auf Grundlage der von den Behörden des Drittlands 

erteilten direkten Genehmigungen unter das in der Verordnung (EU) 2017/2403 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2017 über die nachhaltige 

Bewirtschaftung von Außenflotten
5
 vorgesehene Genehmigungsverfahren. In diesem 

Rahmen können die EU-Mitgliedstaaten ihre Fischereifahrzeuge unter der 

Voraussetzung, dass alle in den Artikeln 4 bis 7 der Verordnung (EU) 2017/2403 

festgelegten Kriterien und Bedingungen erfüllt sind, ermächtigen, auf Grundlage solcher 

direkten Genehmigungen nach dem Verfahren der Artikel 16 bis 18 der Verordnung 

(EU) 2017/2403 zu fischen. Dieses Verfahren erfordert die vorherige Unterrichtung der 

Kommission und räumt dieser die Möglichkeit ein, gemäß Artikel 18 der Verordnung 

(EU) 2017/2403 die Erteilung der Fanggenehmigung abzulehnen, wenn die vorgesehenen 

Bedingungen nicht erfüllt sind.  

Ab dem Austrittsdatum gelten diese Vorschriften für Fischereifahrzeuge der Union, die 

in den Gewässern des Vereinigten Königreichs Fischfang betreiben wollen. 

Der Zugang von Fischereifahrzeugen aus Drittländern zu den Unionsgewässern 

unterliegt dem Genehmigungsverfahren gemäß Titel III der Verordnung (EU) 2017/2403. 

Danach dürfen Fischereifahrzeuge aus Drittländern nur dann Fangtätigkeiten in 

Unionsgewässern ausüben, wenn sie im Besitz einer von der Europäischen Kommission 

gemäß den Artikeln 32 bis 34 der Verordnung (EU) 2017/2403 erteilten Genehmigung 

sind und die anderen Anforderungen nach Titel III der Verordnung (EU) 2017/2403 

erfüllen, insbesondere jene nach Artikel 38 dieser Verordnung, der die Vorschriften für 

Kontroll- und Durchsetzungsmaßnahmen in Bezug auf Fangtätigkeiten von 

Fischereifahrzeugen unter der Flagge eines Drittlands in den Unionsgewässern enthält.   

Ab dem Austrittsdatum gelten diese Vorschriften für Fischereifahrzeuge6 des Vereinigten 

Königreichs, die in den Gewässern der Union Fischfang betreiben wollen.  

                                                 
5  ABl. L 347 vom 28.12.2017, S. 81. 

6  Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 bezeichnet der Begriff „Fischereifahrzeug“ 

jedes Schiff jeglicher Größe, das zur gewerblichen Nutzung der Fischereiressourcen eingesetzt wird 

oder werden soll, einschließlich Hilfsschiffe, Fischverarbeitungsschiffe, an Umladungen beteiligte 

Schiffe und für die Beförderung von Fischereierzeugnissen ausgerüstete Transportschiffe, 

ausgenommen Containerschiffe. 



3 

2. ANLANDUNGEN UND ERSTVERKAUF VON FISCHEREIERZEUGNISSEN 

Der Zugang zu Häfen von Drittländern‚ einschließlich Hafendienstleistungen und 

Vermarktungseinrichtungen der ersten Stufe, und die Anlandung von Fängen in diesen 

Häfen durch Schiffe, die die Flagge eines EU-Mitgliedstaats führen, unterliegen den 

Vorschriften des Drittlands. Ab dem Austrittsdatum gelten für Schiffe der Union, die im 

Vereinigten Königreich anlanden wollen, die Vorschriften des Vereinigten Königreichs. 

Der Zugang zu Häfen der EU-Mitgliedstaaten‚ einschließlich Hafendienstleistungen 

und der Nutzung der Vermarktungseinrichtungen der ersten Stufe, sowie die 

Durchführung von Anlande- und Umladevorgängen in diesen Häfen ist Schiffen unter 

der Flagge eines Drittlands untersagt, es sei denn, sie erfüllen die Anforderungen gemäß 

Kapitel II Abschnitt I der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008
7
. Ab dem Austrittsdatum 

gelten diese Vorschriften für Fischereifahrzeuge des Vereinigten Königreichs, die in der 

Union anlanden wollen. 

Dies gilt unbeschadet der Regeln des internationalen Seerechts, die in Fällen höherer 

Gewalt und in Notfällen Anwendung finden. 

3. EIN- UND AUSFUHR VON FISCHEREI- UND AQUAKULTURERZEUGNISSEN 

3.1. Flaggenstaatmitteilung und Fangbescheinigung 

Aus Artikel 20 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 ergibt sich, dass 

Fischereierzeugnisse, die durch Fischereifahrzeuge unter der Flagge eines Drittlands 

gefangen wurden, nur dann in die EU ausgeführt werden können, wenn die Kommission 

zuvor eine Mitteilung des Flaggenstaats erhalten hat. Dies gilt ab dem Datum des 

Austritts für das Vereinigte Königreich.  

Fischereierzeugnisse
8
 dürfen nur dann in die EU eingeführt werden, wenn ihnen eine 

Fangbescheinigung beiliegt (Artikel 12 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008). 

Mit der vom Vereinigten Königreich zu validierenden Fangbescheinigung muss 

bescheinigt werden, dass die betreffenden Fänge in Übereinstimmung mit den geltenden 

Rechtsvorschriften, Verordnungen und internationalen Erhaltungs- und 

Bewirtschaftungsmaßnahmen getätigt wurden. Die Fangbescheinigung muss von der 

zuständigen Behörde des Vereinigten Königreichs validiert worden sein und, falls 

erforderlich, von anderen im Zertifizierungssystem vorgesehenen Unterlagen im Falle 

einer indirekten Einfuhr nach Umladung, Durchfuhr oder Verarbeitung in einem anderen 

Drittland (Artikel 14 und 19 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008) begleitet sein. 

Die Ausfuhr von durch Fischereifahrzeuge der Union getätigten Fängen in das Vereinigte 

Königreich unterliegt ebenfalls der Fangbescheinigungsregelung, wenn das Vereinigte 

Königreich der Europäischen Kommission durch Mitteilung bescheinigt, dass es über die 

                                                 
7  Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 des Rates vom 29. September 2008 über ein Gemeinschaftssystem 

zur Verhinderung, Bekämpfung und Unterbindung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten 

Fischerei (ABl. L 286 vom 29.10.2008, S. 1). 

8  Gemäß Artikel 2 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 bezeichnet der Begriff „Fischereierzeugnisse“ 

Erzeugnisse, die unter Kapitel 03 und die Tarifpositionen 1604 und 1605 der Kombinierten 

Nomenklatur gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2658/87 des Rates vom 23. Juli 1987 über die 

zolltarifliche und statistische Nomenklatur sowie den Gemeinsamen Zolltarif fallen, ausgenommen die 

in Anhang I dieser Verordnung genannten Erzeugnisse. 
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erforderlichen Durchführungs-, Kontroll- und Durchsetzungsmechanismen sowie die 

Behörden verfügt, die für die Überprüfung der Bescheinigungen zuständig sind (Artikel 

15 und 20 der Verordnung (EG) Nr. 1005/2008).  

3.2. Verbraucherinformationen, Etikettierung und Vermarktungsanforderungen 

Fischerei- und Aquakulturerzeugnisse auf dem EU-Markt unterliegen besonderen 

Marktanforderungen gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013
9
, die spezifische 

Anforderungen an die Verbraucherinformation (Kapitel IV der Verordnung (EU) Nr. 

1379/2013) und Vermarktungsnormen für Erzeugnisse der Fischerei und der Aquakultur 

(Kapitel III der Verordnung (EU) Nr. 1379/2013) umfassen. Diese Vorschriften 

umfassen auch das Verbot, Fisch unterhalb der Mindestreferenzgröße für die 

Bestandserhaltung für den unmittelbaren menschlichen Verbrauch zu verkaufen.  

Abgesehen von diesen sektorspezifischen Vorschriften für die Ein- und Ausfuhr von 

Fischerei- und Aquakulturerzeugnissen gelten die horizontalen Anforderungen des EU-

Lebensmittelrechts
10

. 

Diese Vorschriften, seien sie sektorspezifisch oder horizontal, gelten für alle 

Lebensmittel, die in der EU in Verkehr gebracht werden, unabhängig vom Ort der 

Lebensmittelproduktion.  

Was die ökologische/biologische Aquakultur betrifft, so sind die von den 

Kontrollbehörden und Kontrollstellen im Vereinigten Königreich ausgestellten 

Bescheinigungen für Erzeugnisse, die ab dem Austrittsdatum in der EU-27 in Verkehr 

gebracht werden, nicht mehr gültig
11

. 

4. BERUFSVERBÄNDE 

Erzeugerorganisationen für Fischerei und Aquakultur, die gemäß Artikel 6 der 

Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 gegründet worden sind, und Branchenverbände gemäß 

Artikel 11 der genannten Verordnung dürfen nur innerhalb der Union tätig werden und 

die im Unionsrecht vorgesehenen Aufgaben erfüllen, wenn sie von den Mitgliedstaaten 

gemäß Kapitel II Abschnitt II derselben Verordnung anerkannt werden. Ab dem 

Austrittsdatum gelten im Vereinigten Königreich auf der Grundlage der Verordnung 

(EU) Nr. 1379/2013 anerkannte Erzeugerorganisationen und Branchenverbände nicht 

mehr als Berufsverbände im Sinne des Unionsrechts.  

 

Europäische Kommission  

Generaldirektion Maritime Angelegenheiten und Fischerei 

                                                 
9  Verordnung (EU) Nr. 1379/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2013 

über die gemeinsame Marktorganisation für Erzeugnisse der Fischerei und Aquakultur (ABl. L 354 

vom 28.12.2013, S. 1).  

10  Siehe die Mitteilung „Der Austritt des Vereinigten Königreichs und das EU-Lebensmittelrecht“ 

(https://ec.europa.eu/info/brexit/brexit-preparedness_de).  

11  Für Einzelheiten dazu, siehe die Mitteilung „Der Austritt des Vereinigten Königreichs und das EU-

Lebensmittelrecht“ (https://ec.europa.eu/info/brexit/brexit-preparedness_de). 

https://ec.europa.eu/info/brexit/brexit-preparedness_de
https://ec.europa.eu/info/brexit/brexit-preparedness_de
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